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Der Deutsche Bundestag wird, besonders im internationalen Vergleich, selten als ein 
Beispiel für besonders unvorhersehbare Verläufe von Plenardebatten angeführt 
(Ismayr, 2009). Da die inhaltliche Sacharbeit, wie für Arbeitsparlamente üblich, wei-
testgehend in den Fachausschüssen stattfindet, dient das Plenum auch insbesondere 
der Vermittlung der konkurrierenden Positionen im Parlament an eine breitere Öffent-
lichkeit (ebd.). Die Zwischenfrage verleiht der Auseinandersetzung jedoch regelmäßig 
ein wenig zusätzliche Spontanität. So kann zu fast allen Tagesordnungspunkten jede:r 
Abgeordnete den redenden Kolleg:innen eine Zwischenfrage stellen. Ob sie zugelassen 
wird, entscheidet allerdings in letzter Instanz die Person am Rednerpult, die anschlie-
ßend auf die Zwischenfrage gegebenenfalls reagieren muss. Da nur bedingt eine Vor-
bereitung auf solche Zwischenfragen möglich ist, bleibt das Zulassen mit diskursstra-
tegischen Chancen und Risiken verbunden, welche Redner:innen gegeneinander ab-
wägen. Diese Entscheidung ist daher hochinteressant, weil sie einerseits einen Einblick 
darein gewährt, wem sich welche Abgeordnete diskursiv gewachsen oder gar überlegen 
fühlen. Andererseits lassen sie darauf schließen, welchen Kolleg:innen und damit auch 
welchen Positionen die Redner:innen zusätzlichen Raum im Rahmen der Debatte, je-
doch auch während der eigenen Rede gewähren möchten. In der vorliegenden Analyse 
gehe ich auf beide Aspekte ein und beleuchte somit sowohl persönliche Merkmale wie 
auch inhaltliche Unterschiede zwischen den beiden Beteiligten und deren Effekt auf 
die Bereitschaft, eine Zwischenfrage zuzulassen. 
Hierzu werde ich zunächst (2) die Zwischenfrage als Instrument im Plenum des Deut-
schen Bundestages einordnen sowie Hypothesen über ihre Verwendung formulieren 
und begründen. Anschließend fahre ich (3) mit der Darlegung meines methodischen 
Vorgehens im Rahmen der Datenerhebung sowie der Operationalisierung der theore-
tischen Konzepte fort, bevor ich (4) mit der Analyse beginne. In einem abschließenden 
Fazit werde ich (5) die daraus gewonnenen Erkenntnisse zusammenfassen und mögli-




1 Dieses Paper wurde als Hausarbeit im Rahmen des Seminars „Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages: 
Rollenbilder, Interessen und Verhalten“ bei Prof. Dr. Jochen Müller im Wintersemester 2020/21 im Vertiefungs-
bereich I des Mono-Bachelorstudiengangs „Sozialwissenschaften“ an der Humboldt-Universität zu Berlin einge-
reicht.  
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2 Die Zwischenfrage und mit ihr verbundene theoretische Annahmen 
Im nun Folgenden soll zunächst (2.1) das Instrument der Zwischenfrage in der parla-
mentarischen Debatte beleuchtet werden, um anschließend (2.2) die mit ihr verbun-
denen theoretischen Annahmen darzustellen und daraus Hypothesen abzuleiten. Er-
gänzend werden die zentralen theoretischen Konzepte mit exemplarischen Beispielen 
aus dem Plenum des 19. Deutschen Bundestages verdeutlicht, da die Zwischenfrage in 
Plenarsitzungen ein politikwissenschaftlich bislang weder theoretisch noch empirisch 
umfangreich erschlossener Forschungsgegenstand ist. 
2.1 Die Zwischenfrage als diskursives Instrument im Plenarbetrieb 
Die Plenardebatte im Deutschen Bundestag wird häufig als wenig lebhaft oder spontan 
beschrieben. Sprechen einzelne Abgeordnete zu einem Tagesordnungspunkt, so ist 
dies in der Regel auf eine entsprechende, häufig mehrere Tage zurückliegende Ent-
scheidung eines damit befassten Leitungsgremiums ihrer Fraktion zurückzuführen. Da 
die Fraktionen auch darüber hinaus weite Teile der parlamentarischen Verfahren so-
wohl in ihrer personellen Besetzung (Mickler, 2018) als auch in ihrer inhaltlichen Ori-
entierung (Loewenberg, 2003) gestalten, bezeichnet Schüttemeyer (1998) den Deut-
schen Bundestag auch als Fraktionenparlament. Zudem gilt er aufgrund seiner ar-
beitsteiligen Organisationsform mit Fachausschüssen statt dem Plenum als Kern der 
legislativen Sacharbeit eher als Arbeits- denn als Debattenparlament (Ismayr, 2009). 
Durch diese beiden zentralen Merkmale ist der Sitzungsverlauf im Plenum des Deut-
schen Bundestags in weiten Teilen vorhersehbar, nicht zuletzt, weil die hier stattfin-
denden Aussprachen neben der inhaltlichen Auseinandersetzung eine zentrale Öffent-
lichkeitsfunktion erfüllt (Ismayr, 2012a, S. 299ff).  
Mit dem Instrument der Zwischenfrage gelangte jedoch in den 1950er Jahren zusätz-
liche Spontanität in die parlamentarische Debatte. Anders als beispielsweise bei der 
Frage im Rahmen einer Regierungsbefragung, die Abgeordnete an Minister:innen oder 
deren Vertreter:innen im Rahmen der Erfüllung ihrer parlamentarischen Kontroll-
funktion gegenüber der Exekutive richten, können alle redenden Abgeordneten mit 
Zwischenfragen konfrontiert werden. Neben dem Zwischenruf, der Kurzintervention 
sowie der Möglichkeit, der eigenen Zustimmung durch Applaus Ausdruck zu verleihen, 
stellt sie eine zusätzliche, zumindest potentiell, diskursivere Form des spontanen Ein-
griffes in den ansonsten vergleichsweise vorhersehbaren Sitzungsalltag dar.  
Möchte ein Mitglied des Deutschen Bundestages während einer Rede eines oder einer 
Kolleg:in eine Zwischenfrage stellen, so tritt es gem. § 27 GOBT an eines der 
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Saalmikrofone und informiert die Sitzungsleitung mit einem Handzeichen über das 
Anliegen. Bei der nächsten Gelegenheit wird die laufende Rede durch das Präsidium 
unterbrochen, um den oder die Redner:in zu fragen, ob die Zwischenfrage zugelassen 
wird. Die Person am Rednerpult darf diese auch verneinen. Sollte sie dies tun, so be-
steht, wenn die Sitzungsleitung dem zustimmt und die fragende Person hieran Inte-
resse bekundet, zudem die Möglichkeit einer Kurzintervention. Auch hier wird den Ab-
geordneten auf deren Redebeitrag die Kurzintervention abzielt eine Gelegenheit zur 
direkten Antwort geboten (§ 27 GOBT). 
2.2 Theoretische Annahmen & Hypothesen 
Redner:innen wägen als rationale Akteure im Sinne einer Selbstselektion (Burkhardt, 
1995, S. 82 nach Henne & Rehbein, 1982) am Rednerpult die diskursstrategischen 
Chancen und Risiken des Zulassens der Zwischenfrage gegeneinander ab und entschei-
den darüber im Wissen über die Identität, Fraktionsangehörigkeit und politische Hal-
tung des Gegenübers. Doch nicht nur die Person, die zum Tagesordnungspunkt spricht 
und mit dieser Abwägung konfrontiert wird, muss Chancen und Risiken des weiteren 
Vorgehens gegeneinander aufwiegen, um diskursstrategisch möglichst erfolgreich zu 
sein. Auch Fragesteller:innen verfolgen Ziele, gehen bei der Bitte um das Stellen einer 
Zwischenfrage aber auch Risiken ein. So kann es das Ziel der Zwischenfrage sein, 
eine:n Redner:in des politischen Gegners daran zu hindern, die vorbereitete Rede un-
gestört vortragen zu können, eine inhaltliche Widerrede vorzutragen oder sich selbst 
beziehungsweise die eigene Partei vor dem Hintergrund des am Rednerpult Gesagten 
zu profilieren und für den eigenen Ansatz zu werben (Burkhardt 1995, S. 570). Zudem 
ist auch der rein inhaltlich motivierte und als Zwischenfrage gekleidete Debattenbei-
trag denkbar. Die redende Person ist sich dieser Motivationen bewusst und wägt im 
Wissen darüber, wie bereits skizziert, die eigenen Chancen und Risiken des Zulassens 
einer solchen Zwischenfrage ab. Denn auch sie ist in der Lage, mit vergleichbaren Ziel-
setzungen wie ihr Gegenüber die Frage anzunehmen, um selbst in der parlamentari-
schen Debatte zu reüssieren. Dies kann dadurch geschehen, dass die Zwischenfrage 
am Rednerpult schlagfertig gekontert, informiert und versiert entkräftet wird oder 
Redner:innen auf eine andere Weise den Kolleg:innen im Saal oder der Öffentlichkeit 
den Eindruck vermitteln, souverän mit dieser diskursiven Herausforderung umgehen 
zu können. Hierin liegt dann wiederum das Risiko der Fragenden, dass das Ziel der 
Zwischenfrage durch die souveräne Antwort des Redners verwirkt wird. 
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Neben den bereits auf die Perspektive der redenden Person angewandten weitestge-
hend rhetorisch fundierten Überlegungen von Burkhardt (1995, 2004, 2020), erschei-
nen auch weitere strategische Faktoren plausibel, welche die Abwägung von Chancen 
und Risiken des Zulassens einer Zwischenfrage systematisch beeinflussen könnten. 
Gleichzeitig gibt es hierzu bislang noch keinerlei relevante wissenschaftlichen Veröf-
fentlichungen. Dies erfordert, wie weiter unten geschehen, stellenweise die Illustration 
dargestellter Überlegungen anhand von Beispielen aus dem Plenum des 19. Deutschen 
Bundestages. 
Abgeordnete, welche bereits ein höheres Alter erreicht haben, können im Laufe ihres 
längeren Lebens mehr Debattenerfahrung als ihre jüngeren Kolleg:innen gesammelt 
haben, was sie darin bestärken könnte, Zwischenfragen zuzulassen. Ein solcher Effekt 
scheint nochmals plausibler, wenn die reine Bundestagserfahrung zum Gegenstand 
der Betrachtung wird. 
H1a: Umso älter die Person am Rednerpult ist und umso mehr Jahre 
Bundestagserfahrung sie hat, desto wahrscheinlicher ist es, dass sie 
die Zwischenfrage zulässt. 
Neben den Merkmalen, welche die Biografie der Person am Rednerpult aufweist, kön-
nen die gleichen Erfahrungen seitens der Fragestellenden ebenfalls von Bedeutung in 
der Abwägung sein. So erscheint die Annahme plausibel, dass ein Erfahrungsvor-
sprung der Redner:innen gegenüber den Fragesteller:innen einen positiven Einfluss 
auf die Wahrscheinlichkeit haben kann, dass die Zwischenfrage angenommen wird. 
H1b: Umso größer der Alters- und Bundestagserfahrungsvorsprung 
der Redenden gegenüber den Fragestellenden ist, desto eher wird die 
Zwischenfrage zugelassen. 
Ein Einfluss des Geschlechts von Redner:in und Fragesteller:in sowie deren Konstel-
lation im Moment der Bitte um das Stellen einer Zwischenfrage könnte zudem die Ent-
scheidung der Person am Rednerpult beeinflussen. Weibliche Mandatsträgerinnen ha-
ben, wie bereits ein breites Spektrum an Publikationen nahelegt, auch im Deutschen 
Bundestag eine systematisch benachteiligte Position in der parlamentarischen De-
batte. Beispielsweise durch Manterupting (Och, 2020), intersektionale Diskriminie-
rungspraktiken gegenüber jungen, weiblichen Mandatsträgerinnen (Erikson & 
Josefsson, 2021) sowie aufgrund der Tatsache, dass sie im Parlament ohnehin eine 
Minderheit darstellen (Feldkamp, 2018), unterscheidet sich ihre Stellung wesentlich 
von der ihrer männlichen Kollegen.  
Canan Bayram (Bündnis90/Die Grünen): „Nein, ich lasse nur 
Fragen von weiblichen Abgeordneten der AfD zu.“ 
158. Sitzung des (Deutscher Bundestag, 2020a, S. 19558) 
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Dieses Beispiel zeigt, dass – möglicherweise in Reaktion auf solche Formen der struk-
turellen Benachteiligung weiblicher Abgeordneter – solche Mechanismen auch syste-
matische Unterschiede im Zulassungsverhalten männlicher und weiblicher Redner:in-
nen und Fragender hervorrufen können. 
H1c: Männliche Redner lassen eher Zwischenfragen zu als ihre weib-
lichen Kolleginnen. 
Neben diesen individuellen Merkmalen der Abgeordneten können auch Rahmenbe-
dingungen der Sitzung die Abwägung der Redner:in beeinflussen. Seit 1995 werden 
im Rahmen der Kernzeit, ursprünglich nur am Donnerstagsmorgen, mittlerweile 
ebenso am Freitagmorgen, Tagesordnungspunkte angesiedelt, welche der Ältestenrat 
für besonders relevant erachtet (Ismayr, 2009, S. 115). Diese Kernzeitdebatten erfah-
ren aufgrund der darin behandelten Themen eine große öffentliche Aufmerksamkeit. 
Darüber hinaus werden diese Debatten regelmäßig über Social Media-Kanäle öffent-
lich-rechtlicher Medien sowie in deren Fernsehprogramm einem breiten Publikum 
direkt übertragen. Werden in derart öffentlich beachteten Kerzeitdebatten Red-
ner:innen mit der Bitte um das Stellen einer Zwischenfrage konfrontiert, so werden 
ihre Abwägungen diesbezüglich nicht unbeeinflusst von der erhöhten Aufmerksam-
keit sein. Um von diesem breiten Publikum nicht als sich dem Diskurs verweigernden 
Parlamentarier:in wahrgenommen zu werden, könnten Redner:innen eher Zwi-
schenfragen während als außerhalb der Kernzeit zulassen. 
H2: Werden Redner:innen während einer Kernzeitdebatte mit der 
Bitte um das Stellen einer Zwischenfrage konfrontiert, so lassen sie 
diese eher zu als außerhalb der Kernzeit. 
Die 19. Wahlperiode stellt eine große Besonderheit dar. Nach einem rasanten Aufstieg 
gleich im Anschluss an ihre Gründung im Frühjahr 2013, verpasste die AfD im Herbst 
des gleichen Jahres nur knapp den Einzug in den 18. Deutschen Bundestag. Seither 
war die Partei, insbesondere vor dem Hintergrund der Fluchtbewegung im Jahr 2015 
in Kombination mit ihren in weiten Teilen fremdenfeindlichen programmatischen Po-
sitionen (Franzmann, 2019) und einem speziellen Stil der politischen Auseinanderset-
zung zur größten Oppositionspartei des 19. Deutschen Bundestages herangewachsen. 
Die ständige Nutzung parlamentarischer Instrumente für die öffentlichkeitswirksame, 
insbesondere auf die Mobilisierung der eigenen Anhängerschaft, statt auf inhaltliche 
Sachfragen abzielende Zwecke war in den Ländern bereits zum probaten Mittel der 
politischen Auseinandersetzung geworden. Die Partei stellte verglichen mit den elek-
toral weitaus erfolgreicheren Mitbewerbern auf gleicher föderaler Ebene bereits da-
mals regelmäßig die reichweitenstärksten Social Media-Kanäle auf denen die Resultate 
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jener parlamentarischen Praxis öffentlichkeitswirksam verbreitet wurden. Diese Ent-
wicklung mündet in einer bipolaren Ausrichtung der parlamentarischen Arbeit von 
AfD-Mandatsträger:innen, die demnach neben ihrer parlamentsorientierten, regulä-
ren Tätigkeit als Abgeordnete auch bewegungsorientiert arbeiten (Schroeder et al., 
2020). Dass insbesondere Oppositionsfraktionen und deren Mitglieder ihre parlamen-
tarische Arbeit und die dort zur Verfügung stehenden Instrumente für Zwecke der Mo-
bilisierung und der Gewinnung öffentlicher Aufmerksamkeit verwenden, ist im Kern 
nicht ungewöhnlich. Gleichzeitig nimmt diese Praxis im Falle der AfD aber eine bislang 
nicht beobachtete Form an (Niedermayer, 2018; Schroeder et al., 2020).  
Das dahinterstehende Verständnis für parlamentarisches Arbeiten spiegelt sich auch 
in ihrer Verwendung der Zwischenfrage im Plenarbetrieb des 19. Deutschen Bundes-
tages wider, worüber sich viele Redner:innen anderer Fraktionen bewusst sind, wenn 
sie gefragt werden, ob sie eine Zwischenfrage von Abgeordneten der AfD zulassen 
möchten. Trotzdem bedeutet dies nicht, dass es einen einheitlichen Umgang mit die-
sem Verhalten seitens der AfD gibt, sehr wohl jedoch ein Bewusstsein dafür, dass es 
die gängige Praxis darstellt, wie dieses Beispiel exemplarisch darstellt: 
Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): „Nein, Herr Präsident, ich ge-
statte keine Zwischenfrage aus der AfD. Das ist immer dasselbe: Die 
wollen ihren YouTube-Kanal füllen, und am Schluss geschieht das 
nur ausschnittsweise. – Oder glauben Sie im Ernst, dass die Art und 
Weise, wie der Bundesgesundheitsminister vorhin den AfD-Kollegen 
versenkt hat, auch auf YouTube gesendet wird?“ 
191. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages (2020b, S. 24065)2 
Dieses Beispiel zeigt zum einen, dass sich Redner:innen durchaus von der Weiterver-
wertung der Zwischenfrage sowie deren Verortung im Kontext eines weiter gefassten 
Politikverständnisses wissen,3 zum anderen jedoch auch, dass die Fraktionsangehörig-
keit der Fragestellenden sowie der redenden Person durchaus eine Rolle in der Abwä-
gung über das Zulassen der Zwischenfrage spielen kann. Das verdeutlicht das obige 
 
2 Bei diesem und allen weiteren Beispielen handelt es sich um exemplarische Illustrationen des Um-
gangs mit Bitten um das Stellen einer Zwischenfrage. Diese haben keinen, über die Abbildung der Ar-
gumentation hinausreichenden, repräsentativen Anspruch in Hinblick auf jegliche Merkmale der Betei-
ligten, sondern sollen nur den Kern eines Arguments bestmöglich abbilden. So genehmigte der selbe 
Abgeordnete in der vorangegangenen Sitzung eine Frage aus der AfD-Fraktion, nachdem er auf auch 
dort auf genau diese potentielle Weiterverwertung in den sozialen Medien hingewiesen hatte (Deutscher 
Bundestag, 2020b, S. 23961). Die bestmögliche Darstellung ist auch der Grund dafür, dass häufig Situ-
ationen herangezogen werden, an denen MdBs der AfD beteiligt sind, da hier beschriebene Mechanis-
men besonders plastisch werden, die anderenorts jedoch, wenn auch latenter, ebenso auftreten können. 
3 Die hier beschriebene Weiterverwertung von Zwischenfragen geschieht nicht auf Seiten der AfD-Frak-
tion. Wie oben ausgeführt, wird diese Praxis bei dieser Fraktion jedoch mit einem Politikstil gepaart, 
welcher für weitaus mehr Kontroversen in den übrigen Fraktionen sorgt als der Einsatz dieser Zweit-
verwendung durch Abgeordnete anderer Fraktionen. 
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Zitat, da der Abgeordnete die Frage nicht aufgrund von persönlichen Merkmalen des 
AfD-Kollegen, sondern aufgrund seiner Fraktionsangehörigkeit ablehnt. 
H3a: Die Wahrscheinlichkeit, dass die Zwischenfrage zugelassen 
wird, ist abhängig von der Faktionsangehörigkeit der Fragesteller:in-
nen und Redner:innen. 
Diese Annahme ist noch nicht sonderlich spezifisch und geht lediglich von einer gene-
rellen, fraktionsspezifischen Verschiedenheit des Umgangs aus. Gleichzeitig stellen die 
individuellen politischen Einstellungen von Redner:in und Fragesteller:in sowie der 
Grad ihrer Verschiedenheit eine Möglichkeit dar, die Wahrscheinlichkeit für das Zu-
lassen oder Ablehnen einer Zwischenfrage anhand eines einheitlichen Maßstabes zu 
systematisieren. Hierfür sind zwei Szenarien denkbar: Entweder begünstigt eine hohe 
politische Distanz zwischen Fragesteller:in und Redner:in das Zulassen einer Zwi-
schenfrage oder andersherum. Beide Überlegungen scheinen nicht nur plausibel, son-
dern sie spiegeln sich auch in der Reaktion von Redner:innen auf die Bitte um das Zu-
lassen einer Zwischenfrage wider. So lassen sich aus der folgenden Passage gleich zwei 
für die anschließende Rekonstruktion der strategischen Abwägung seitens der Red-
ner:innen zentrale Erkenntnisse ableiten: 
Vizepräsident Wolfgang Kubicki: „Mir liegen Wortmeldungen 
aus der AfD-Fraktion vor. Herr Kollege Kahrs, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage zu?“ 
Johannes Kahrs (SPD): „Mit Rechtsradikalen rede ich nicht“ 
45. Sitzung des Deutschen Bundestages (2018a, S. 4698) 
Vizepräsident Thomas Oppermann: „Herr Brandner, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung eines Kollegen aus 
der FDP?“ 
Stephan Brandner (AfD): „Ja. Solange es nicht Herr Kahrs ist! 
Mit angenehmen Menschen rede ich gern. Mit sozialistischen Dampf-
plauderern hätte ich das nicht gemacht. Aber Herr Martens ist so ein 
netter Mensch. Bitte.“ 
46. Sitzung des Deutschen Bundestages (2018b, S. 4828) 
In beiden dieser Aussagen wird zunächst deutlich, dass die oben formulierte Annahme, 
dass über die schlichte Unterscheidung zwischen den Fraktionen der Redner:innen 
und Fragesteller:innen hinaus eine inhaltliche Dimension für die Entscheidung am 
Rednerpult relevant sein könnte. Aus der Äußerung des Abgeordneten Brandner (AfD) 
geht zudem eine der beiden zuvor skizzierten Abwägungen vollständig hervor.4 Er stellt 
klar, dass keine Zwischenfrage eines Sozialdemokraten, sehr wohl aber die des 
 
4 Die Antwort des Abgeordneten Brandner (AfD) ist auch ein gutes Beispiel dafür, dass bereits beste-
hende Beziehungen zwischen den Personen bestehen können. Diese sind in ihrer Diversität jedoch kaum 
quantifizierbar und werden für die spätere Analyse als Teil der breiter gefassten Dimension der inhalt-
lichen Differenz gefasst. 
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Kollegen von der FDP annehmen würde. Ein möglicher Leitgedanke könnte an dieser 
Stelle sein, ausschließlich Personen zu Wort kommen zu lassen, die zumindest einen 
Teil der eigenen Weltanschauung und Grundüberzeugungen mit der Person am Red-
nerpult teilen.  
H3bI: Umso größer die politische Distanz zwischen Redner:in und 
Fragesteller:in, desto eher wird die Zwischenfrage abgelehnt. 
Wie bereits ausgeführt, ist jedoch auch eine umgekehrte Abwägung denkbar, wie diese 
Antwort auf eine zuvor zugelassene Frage aus der AfD-Fraktion nahelegt: 
Helge Lindh (SPD): „Ich danke für die Frage, weil Sie das gebracht 
haben, was ich erwartet habe. Das war eine wunderbare Vorlage, Sie 
noch einmal in Ihrer argumentativen Ärmlichkeit bloßzustellen. Das 
mache ich gerne.“ 
192. Sitzung des Deutschen Bundestages (2020c, S. 24239) 
Anders als sein Kollege von der AfD, entscheidet sich dieser Abgeordnete, eine Frage 
von einem programmatisch weit entfernten Abgeordneten anzunehmen, um dessen 
Argumentation im Anschluss zu sezieren und lächerlich zu machen. Kehrt man die An-
nahme hinter der H3bI um, so wäre es an dieser Stelle auch denkbar, dass Fragen von 
Fraktionen, welche der Person am Rednerpult nahestehen, als diskursstrategische Ge-
fahr betrachtet werden, weil sie auf ähnlichen Grundüberzeugungen fußen wie die ei-
gene. In diesem Falle würde die vorgetragene Argumentation mit den eigenen Prämis-
sen geschlagen werden, was Redner:innen möglicherweise durch das Ablehnen der 
Zwischenfrage umgehen möchten. 
H3bII: Umso größer die inhaltliche Distanz zwischen Redner:in und 
Fragesteller:in, desto eher wird die Zwischenfrage zugelassen. 
In Anbetracht der bereits aus der kleinen Auswahl an exemplarischen Beispielen her-
vorgegangenen Vielfalt an Abwägungen scheint es zudem möglich, dass der Effekt der 
Differenz zwischen der politischen Haltung von Redner:in und Fragesteller:in auf die 
Wahrscheinlichkeit, dass Letztere:r die Zwischenfrage zulässt, fraktionsabhängig vari-
iert.  
H3c: Der Einfluss der politischen Differenz zwischen Redner:in und 




3. Daten, Methoden & Operationalisierung 
Bevor diese Hypothesen empirisch geprüft werden können, erfolgt zunächst (3.1) eine 
Darlegung des Vorgehens im Rahmen der Datenerhebung sowie (3.2) der Operationa-
lisierung der dafür zentralen theoretischen Konzepte.  
3.1 Datengrundlage 
Der 19. Deutsche Bundestag ist für die Beobachtung der in H3a-c zentralen Effekte von 
inhaltlichen Differenzen zwischen Redner:in und Fragesteller:in durch den Einzug der 
AfD als most likely case (Flyvbjerg, 2006) zu verstehen. Mit ihrem Sprung über die 
Sperrklausel erweiterte sich das politische Spektrum im Parlament um eine völlig neue 
Fraktion rechts der CDU/CSU. Die hierdurch gewachsenen inhaltlichen Differenzen 
zwischen allen Abgeordneten können dazu beitragen, dass die davon ausgehenden Ef-
fekte auf die Bereitschaft, Zwischenfragen zuzulassen, besonders deutlich hervortre-
ten. Daher bilden alle Versuche, eine Zwischenfrage zu stellen, welche zwischen der 
20. und der 212. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages unternommen wurden, die 
Grundgesamtheit der nachfolgenden Analyse.5 Für die Ermittlung dieser Situationen 
wurden die entsprechenden stenografischen Plenarprotokolle dem Dokumentenarchiv 
des Deutschen Bundestages (PDok) entnommen und anschließend einer Schlagwort-
suche im Adobe Acrobat Reader unterzogen. Hierbei habe ich den Suchbegriff „Zwi-
schenfrage“ sowie alle möglichen Formen, das Wort zu trennen verwendet.6 Der ent-
scheidende Vorteil dieses vergleichsweise aufwändigen Vorgehens ist, dass die Sit-
zungsleitung nicht den Begriff verwenden muss, damit er im Datensatz erfasst wird, da 
es genügt, wenn er an irgendeiner Stelle von einer der am Prozess beteiligten Personen 
genannt wird.7  
In einem ersten Erhebungsschritt habe ich die Variablen generiert, die Aufschluss über 
die Namen von Redner:in und Fragesteller:in, deren Sex Category (West & 
 
5 Die ersten 19 Sitzungen der 19. Wahlperiode werden aufgrund der Tatsache, dass hier noch kein Koa-
litionsvertrag unterzeichnet und damit die Fraktionen noch nicht mit einer Regierungs- und Oppositi-
onsfunktion betraut waren. Die 212. war zum Beginn der Erhebung die letzte Sitzung, weswegen der 
Beobachtungszeitraum am 25. Februar 2021 endet. 
6 So wurde auch mit den Begriffen „Zwi-“, „Zwischen-“ und „Zwischenfra-“ nach entsprechenden Passa-
gen in den Protokollen gesucht. 
7 Die saubere Ziehung einer Stichprobe aus allen Versuchen, eine Zwischenfrage zu stellen, wäre nur auf 
Grundlage der Protokolle ganzer Sitzungstage möglich gewesen. Diese weisen jedoch teils große Unter-
schiede zueinander auf und die Eingrenzung einer Grundgesamtheit aller Versuche, im entsprechenden 
Zeitraum eine Zwischenfrage zu stellen, bedarf einer vorherigen Identifizierung aller relevanten Text-
passagen. Somit habe ich mich für eine Vollerhebung und das Kodieren aller relevanter Textpassagen 
entschieden, da ich diese Identifizierung ohnehin vornehmen musste, um belastbare Aussagen über die 
beobachteten Phänomene treffen zu können. 
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Zimmermann, 1987), ihre Fraktionsangehörigkeiten, etwaige Ministerialposten (Bun-
desminister:innen oder Parl. Staatssekretär:innen/Staatsminister:innen), die Länge 
der Sitzung (in Seiten des Stenografischen Protokolls), das behandelte Thema sowie 
die Frage geben, und ob es sich bei dem beobachteten Frageversuch um den ersten 
während der gleichen Rede handele. Anschließend wurden die ordentlichen Aus-
schussmitgliedschaften der jeweiligen Abgeordneten, ihre Rolle in der Fraktion, ihr 
Geburtsjahr, ihr Mandatstyp und das Bundesland nacherhoben, in dem ihr Wahlkreis 
liegt. Als Grundlage dienten die Abgeordnetenprofile auf der Homepage des Deutschen 
Bundestages im Zeitraum zwischen dem 15. und 19. März 2021 (Deutscher Bundestag, 
2021). Die gesamte Erhebung führte ich in MS-Excel durch, was den Export einer .xlsx-
Datei ermöglichte, welche ich anschließend für die statistischen Analysen in STATA 14 
importierte. Dort habe ich eine Logistische Regressionsanalyse durchgeführt.  
3.2 Operationalisierung8 
Das Alter der beteiligten Abgeordneten (Alter_Redner & Alter_Frage) habe ich durch 
die Subtraktion ihres Geburtsjahres von dem Jahr, in dem die Sitzung stattfand, er-
mittelt. Analog hierzu habe ich für die Operationalisierung der Parlamentserfahrung 
der Abgeordneten (JahreBT_Redner & JahreBT_Frage) das Jahr des ersten Einzuges 
in den Deutschen Bundestag von dem Jahr abgezogen, in dem die Sitzung stattfand. 
Ergänzend habe ich diese Informationen in der Variable „Erfahrungsvorteil“ zusam-
mengeführt. Diese gibt an, wie groß der Erfahrungsvorsprung der Person am Redner-
pult (in Jahren) ist. Das gleiche Prinzip kam auch bei der Variable „Altersdifferenz“ 
zum Einsatz. Frageversuche, welche ich als innerhalb der Kernzeit (Kernzeit) werte, 
wurden im Rahmen eines Tagesordnungspunktes (TOP) unternommen, der vor Seite 
70 des Protokolls einer Donnerstags- oder Freitagssitzung9 aufgerufen worden ist.10 
Die Länge der Sitzung (Laenge) habe ich mithilfe der Gesamtlänge des Sitzungsproto-
kolls (in Seiten) bestimmt. Die Variable „Geschlecht“ unterscheidet zwischen den vier 
möglichen Kombinationen, in denen sich männliche und weibliche Redner:innen und 
Fragesteller:innen gegenüberstehen können und orientiert sich in ihrer Konstruktion 
an Och (2020). „Eastwest“ ähnelt dieser Variable konzeptionell und unterscheidet 
 
8 Eine detailliertere Darlegung der Operationalisierung findet sich in Tabelle 3. 
9 Zum Zeitpunkt der Einführung der Kernzeit im Jahre 1995 waren lediglich donnerstags Kernzeitde-
batten angesetzt, was sich jedoch in der 18. und 19. Legislaturperiode geändert hat. Nun werden auch 
am Freitagmorgen Kernzeitdebatten abgehalten. 
10 Diese Operationalisierung folgt der Annahme, dass eine Stunde etwa 30 Seiten in Anspruch nehmen. 
In der Regel umfasst die Kernzeit die ersten drei bis fünf TOPs, was diese Schätzung zwar konservativ 
macht, gleichzeitig stellt sie sicher, dass ausschließlich in der Kernzeit liegende Fälle als ebensolche er-
fasst werden. 
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ihrerseits die vier möglichen Kombinationen, in denen sich Abgeordnete mit Wahl-
kreisen im ehemaligen West- und Ostdeutschland gegenüberstehen. Bei den Mandats-
typen (RednerMandatstyp & Frage Mandatstyp) habe ich zwischen Direkt- und Lis-
tenmandaten unterschieden. Die Variablen FrakRedner & FrakFrage habe ich durch 
die Fraktionsmitgliedschaften der jeweiligen Abgeordneten bestimmt. Die Policyposi-
tionsdifferenz ergibt sich aus dem Abstand zwischen der Rechts-Links-Verortung der 
Partei der Redner:innen gegenüber jener der Fragesteller:innen. Diese Positionen 
habe ich der Variable „rile“ aus dem Manifesto Project Dataset von Volkens et al. 
(2020) entnommen und basieren auf den Wahlprogrammen der jeweiligen Parteien 
zur Wahl des 19. Deutschen Bundestages im Jahr 2017.  
Sowohl bei der Zuordnung der Abgeordneten zu ihren Fraktionen wie auch bei der Zu-
schreibung der Rechts-Links-Verortung vier Verallgemeinerungen vorgenommen. 
Diese lassen sich zwar plausibel begründen, gleichzeitig sollen sie jedoch nicht unge-
nannt bleiben, da sie einen Kernbestandteil der anschließenden Auseinandersetzung 
betreffen. Verwendet man, wie ich es tue, 1) die Policyposition der Parteien aus dem 
Wahlprogramm und setzt sie mit der Policyposition der Bundestagsfraktion gleich, so 
gehen gewisse Feinheiten der Position einzelner Fraktionen verloren, in denen sie sich 
von der jeweiligen Partei unterscheiden. Dies gilt vermutlich besonders stark für Frak-
tionen, welche Teil der Regierungsmehrheit sind und daher in ihrer Positionierung 
nicht nur einen Kompromiss mit der eigenen, sondern auch mit den übrigen an der 
Regierung beteiligten Fraktionen eingehen. Betrachtet man 2) lediglich die Fraktions-
angehörigkeit der Abgeordneten, so gehen weitere Feinheiten verloren. Parlamentari-
sche Fraktionen sind häufig recht heterogene Zusammenschlüsse von teils mehreren 
hundert Abgeordneten, welche gewiss keine uniforme Haltung in allen Sachfragen ha-
ben, was sich nicht zuletzt im breiten Spektrum der fraktionsinternen Strömungen wi-
derspiegelt (Ismayr, 2012b, S. 98ff). Gleichzeitig wird ihnen in der nachfolgenden Un-
tersuchung lediglich auf Grundlage ihrer Faktionsangehörigkeit ein gleicher Positions-
wert zugewiesen, der 3) auch nicht themenspezifisch angelegt ist, sondern von einer 
Gleichheit der Position aller Abgeordneten in allen Themenbereichen annimmt. Letzt-
lich spiegeln die Positionswerte 4) den Stand aus dem Frühjahr des Jahres 2017 wider, 
in denen die Wahlprogramme veröffentlicht wurden und berücksichtigt diesbezüglich 
keine seither geschehenen Veränderungen. 
Diese Verallgemeinerungen gilt es, bei der Reflektion der Ergebnisse zu beachten. 
Gleichzeitig stellen sie keinen Grund dar, ihre Aussagekraft grundsätzlich anzuzwei-
feln, da ich an dieser Stelle annehme, dass die innerfraktionelle Heterogenität und die 
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Veränderungen der Policypositionen während der Wahlperiode auf ein gewisses Maß 
begrenzt sind. Zudem stellt der zugewiesene Wert das arithmetische Mittel eines brei-
ten Spektrums von spezifischen Policypositionen der jeweiligen Partei dar, sodass 
diese Feinheiten in den verwendeten Wert eingeflossen sind, was zur Generalisierbar-
keit der allgemeinen Position beitragen kann.  
Als reine Kontrollvariable habe ich auch das übergeordnete Policythema (Thema) er-
hoben und findet sich in der anschließenden Analyse wieder. Ausgehend vom Codier-
schema für Policythemen des GLES (Rattinger et al., 2011) habe ich ein generisches 
Kategoriensystem mit zwölf verschiedenen, sehr allgemein gehaltenen Themenspek-
tren gebildet. Zusätzlich wird darauf kontrolliert, ob beide Abgeordneten ordentliche 
Mitglieder des gleichen Ausschusses sind (AusschussZSM). Hier sollen mögliche Ein-
flüsse auf das Zulassen von Zwischenfragen konstant gehalten werden, die aus einem 
fachlichen Kollegialitätsverhältnis entstehen könnten. Des Weiteren wird auf die ver-
schiedenen Konstellationen kontrolliert, in denen sich Regierungs- und Oppositions-
fraktionen gegenüberstehen können (Reg_Opp). Hier wäre es denkbar, dass beispiels-
weise Regierungsparteien sich eher dazu verpflichtet fühlen könnten, sich gegenüber 
Oppositionsparteien zu erklären, was deren Verhalten beeinflussen könnte, wenn sie 
mit der Bitte um das Stellen einer Zwischenfrage konfrontiert werden.   
4 Analyse 
Die nun folgende Analyse ist in zwei Schritten gegliedert. Zunächst stelle ich (4.1) in 
einem deskriptiven Abschnitt besonders aufschlussreiche Verteilungen dar. Anschlie-
ßend erfolgt (4.2) eine inferenzstatistische Überprüfung der im Kapitel 2.2 aufgestell-
ten Hypothesen sowie eine kritische Reflektion der gewonnen Erkenntnisse. 
4.1 Deskriptive Analyse 
Auch wenn, wie bereits eingangs beschrieben, die Zwischenfrage im Kern kein Kon-
trollinstrument des Parlaments gegenüber der Regierung ist (vgl. S. 4), wird bei der 
Betrachtung der Verteilung der Frageversuche sowie der Redner:innen an die sie ge-
richtet sind, deutlich, dass sie im parlamentarischen Alltag in gewisser Weise als solche 
genutzt wird. Während die Regierungsfraktionen je 67 (CDU/CSU) beziehungsweise 
59 (SPD) Versuche unternommen haben, Zwischenfragen zu stellen, taten es die Op-
positionsfraktionen im gleichen Zeitraum 222 (Linke) bis 425 (AfD) Male (Abbildung 
1).11 Somit spiegeln sich die Züge eines „neuen“ Dualismus auch in der Verwendung 
 
11 An dieser Stelle sowie im weiteren Verlauf der nachfolgenden Analyse gilt es zu berücksichtigen, dass 
zwar für alle Fälle ein:e Redner:in, teils jedoch keinem oder keiner Fragesteller:in zugeordnet werden 
 15 
der Zwischenfrage wider. Demnach agieren Regierungsfraktionen zunehmend als Ver-
treter ihrer Parteien im Parlament, statt sich, der Funktionslogik eines „alten“ Dualis-
mus folgend, gemeinsam mit der Opposition in ihrem Grundverständnis in einer Kon-
trollfunktion gegenüber der Exekutive zu verstehen.  
 
Abbildung 1: Anzahl der Versuche, im 19. Deutschen Bundestag zwischen den Sitzungen 20-212 eine Zwischen-
frage zu stellen, aufgeschlüsselt nach Fraktion des/der Fragesteller:in (y) und Fraktion des/der Fragesteller:in 
(x). 
Diese Tendenz verstärkt sich zunehmend im Laufe der Legislaturperiode (Abbildung 
7). Eine solche Entwicklung könnte mit den besonderen Umständen der 2020 einset-
zenden COVID19-Pandemie zusammenhängen, welche das Exekutivhandeln beson-
ders weit in den Kern der parlamentarischen Auseinandersetzung rückte. Gleichzeitig 
nimmt die Frageaktivität der AfD-Fraktion nach 2018 stark ab, welche versucht, die 
weitaus meisten Zwischenfragen an die übrigen Parteien zu stellen (Abbildung 6 & 7). 
Eine mögliche Lesart dieser Entwicklung könnte sein, dass die regelmäßige Ablehnung 
ihrer Zwischenfragen durch die übrigen Fraktionen AfD-Abgeordnete eher entmutigt, 
sie überhaupt zu stellen (Abbildung 9).12 Etwa 54% aller erfassten Zwischenfragen 
wurden zugelassen. Während die Fraktionen der SPD, der AfD, der Linken sowie der 
Grünen nur um wenige Prozentpunkte voneinander abweichen, lassen Redner:innen 
der CDU/CSU- sowie der FDP-Fraktion einen deutlich größeren Anteil der ihnen ge-
stellten Zwischenfragen zu (Abbildung 2).  
 
konnte. Dies liegt daran, dass aus dem Protokoll nicht immer hervorging, wer der/die Fragesteller:in 
ist. 
12 Gleichzeitig unterscheiden sich die verschiedenen Fraktionen wesentlich in ihrem Umgang mit Zwi-
schenfragen von der AfD-Fraktion, was die Überlegungen aus 2.2 bezüglich des Einflusses der politi-








CDU/CSU SPD AfD FDP Linke Grüne
Wer wird von wem befragt?
CDU/CSU SPD AfD FDP Linke Grüne
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Abbildung 2: Verteilung der Versuche, im 19. Deutschen Bundestag zwischen in den Sitzungen 20-212 eine Zwi-
schenfrage zu stellen, aufgeschlüsselt nach Fraktion des/der Redner:in (x) dessen Entscheidung, sie zuzulassen 
oder sie abzulehnen in Prozent (y). (N(CDU/CSU)= 616; N(SPD)=329; N(AfD)=96; N(FDP)=111; N(Linke)=84; 
N(Grüne)=113) 
 
Abbildung 3: Verteilung der Versuche, im 19. Deutschen Bundestag zwischen in den Sitzungen 20-212 eine Zwi-
schenfrage zu stellen, aufgeschlüsselt nach Fraktion der fragestellenden Person (x) sowie der Entscheidung des 
redenden MdBs, sie zuzulassen oder abzulehnen (y) in Prozent (N(CDU/CSU)= 64; N(SPD)=59; N(AfD)=425; 
N(FDP)=256; N(Linke)=222; N(Grüne)=248). 
Dies kann nicht zuletzt mit der jeweiligen Zusammensetzung Abgeordneten, welche 
ihnen eine Zwischenfrage stellen möchten, zusammenhängen. So werden Fragen aus 
der CDU/CSU-Fraktion in über 73% aller Fälle zugelassen, während mehr als 62% der 
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Wie wird mit Fragen aus welcher Fraktion umgegangen?
nicht zugelassen zugelassen
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geschlechterspezifischen Konstellationen, in denen sich Redende und Fragestellende 
gegenüberstehen können, scheinen einen Einfluss auf die Zulassungsbereitschaft der 
am Rednerpult stehenden Personen zu haben. So lassen männliche Redner mehr Zwi-
schenfragen zu als Frauen, wobei beide dies häufiger tun, wenn ihnen eine weibliche 
Fragestellerin gegenübersteht (Abbildung 4). 
 
Abbildung 4: Verteilung der Versuche, im 19. Deutschen Bundestag zwischen in den Sitzungen 20-212 eine Zwi-
schenfrage zu stellen, aufgeschlüsselt nach Geschlechterkonstellation von Redner:in und Fragesteller:in (x) sowie 
der Entscheidung des redenden MdBs, sie zuzulassen oder abzulehnen (y) in Prozent (N(Redner&Fragestel-
ler)=705; N(Redner&Fragestellerin)=237; N(Rednerin&Fragesteller)=202; N(Rednerin&Fragestellerin)=90). 
4.2 Inferenzstatistische Analyse 
Die inferenzstatistische Analyse umfasst insgesamt fünf Modelle (M1-5). So beinhaltet 
M1 grundlegende Informationen über die Sitzung als solche sowie der Redner:innen 
und Fragesteller:innen. Diese werden anschließend um ihre Fraktionsangehörigkeit 
erweitert (M2), bevor auch die parteipolitische Differenz in die Beobachtung eingeht 
(M3). Anschließend wird die Fraktion der redenden Person in Interaktion gesetzt, um 
zu ermitteln, ob einzelne Fraktionen individuelle Unterschiede in ihrem Umgang mit 
Fragen von ideologisch verschieden weit entfernten Fragesteller:innen aufweisen 
(M4). M4 stellt somit das finale Modell der Analyse dar. Abschließend werden zusätz-
lich alle Fälle, an denen Mitglieder der AfD-Fraktion beteiligt sind, aus der Beobach-
tung ausgeschlossen, um festzustellen, ob die ermittelten Effekte auch ohne die Be-
rücksichtigung der vielen Fälle bestehen bleiben, in denen der neue Akteur mit seinen 
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1.070*** 1.047*** 1.048*** 1.050*** 1.060*** 
 
 
(4.03) (3.66) (3.65) (3.76) (3.30) 
Redner:in Alter 0.975** 0.987 0.985* 0.983* 0.998 
 
 
(-2.61) (-1.84) (-2.06) (-2.25) (-0.16) 
Redner:in Direktmandat 1.978*** 1.588* 1.603* 1.578 1.615 
Ref: Listenmandat 
 
(3.79) (2.02) (1.96) (1.90) (1.56) 
Redner & Fragestellerin 1.392 1.120 1.196 1.217 1.350 
Ref: Redner & Fragesteller 
 
(1.83) (0.56) (0.87) (0.95) (1.21) 
Rednerin & Fragesteller 0.377*** 0.349*** 0.345*** 0.345*** 0.433** 
 
 
(-5.26) (-5.30) (-5.24) (-5.18) (-3.05) 
Rednerin & Fragestellerin 0.532* 0.421** 0.436** 0.423** 0.474* 
 
 
(-2.49) (-3.16) (-2.98) (-3.05) (-2.27) 
Opposition fragt Regierung 0.507*** 0.300 0.182* 0.178* 0.266 
Ref. Alle anderen möglichen Kons-
tellationen 
(-3.55) (-1.44) (-2.01) (-2.03) (-1.43) 
Kernzeit 1.359* 1.331* 1.384* 1.375* 1.337 
Ref: außerhalb der Kernzeit 
 
(2.27) (2.05) (2.28) (2.22) (1.53) 
Altersvorteil der redenden 
Person 
0.989     
 (-1.72)     
Erfahrungsvorteil der reden-
den Person 
0.978     
 
 
(-1.90)     
Redner:in SPD  0.722 0.850 1.122 0.634 
Ref: CDU/CSU 
 
 (-1.57) (-0.73) (0.23) (-0.81) 
Redner:in AfD  0.211 0.297 0.237  
 
 
 (-1.78) (-1.37) (-1.29)  
Redner:in FDP  0.571 0.350 0.188 0.318 
 
 
 (-0.64) (-1.19) (-1.72) (-1.11) 





(-0.43) (-0.25) (-0.68) 
Redner:in Grüne  0.440 0.380 2.304 0.241 
 
 
 (-0.94) (-1.09) (0.70) (-1.05) 
Fragesteller:in SPD  0.678 0.779 0.553 2.472 
Ref: Fragesteller:in CDU/CSU 
 
 (-0.87) (-0.55) (-1.18) (1.21) 
Fragesteller:in AfD  0.210*** 0.473 0.456  
 
 
 (-4.30) (-1.93) (-1.92)  
Fragesteller:in FDP  0.830 0.945 0.848 0.954 
 
 
 (-0.50) (-0.15) (-0.42) (-0.09) 
Fragesteller:in Linke  0.433* 1.752 1.183 2.211 
 
 
 (-2.20) (1.24) (0.32) (1.15) 
Fragesteller:in Grüne  0.588 0.857 0.708 1.490 
 
 
 (-1.39) (-0.39) (-0.80) (0.66) 
Differenz   0.955*** 0.963** 0.955*** 
 
 
  (-6.04) (-3.00) (-3.44) 
Redner:in SPD#Differenz    0.987 1.033 
Ref: Redner CDU/CSU 
 
   (-0.69) (1.09) 
Redner:in AfD#Differenz    1.004  
 
 
   (0.20)  
Redner:in FDP#Differenz    1.027 1.022 
 
 
   (1.32) (0.99) 
Redner:in Linke#Differenz    0.992 1.035 
 
 
   (-0.29) (0.69) 
Redner:in Grüne # Differenz    0.933* 1.088 
 
 
   (-2.23) (1.54) 
Pseudo-R2 0.1025 0.1470 0.1719 0.1771 0.1285 
N 1188 1188 1188 1188 728 
Exponentiated coefficients; t statistics in parentheses 
* p < 0.05, ** p < 0.01, *** p < 0.001 
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4.2.1 Individuelle Merkmale & Rahmenbedingungen  
Mit jedem Altersjahr der redenden Person sinkt die Chance, dass sie die Zwischenfrage 
zulässt um das 0,975fache.13 Dieser Effekt ist in allen Modellen, mit Ausnahme von 
M2, signifikant und somit auf die Grundgesamtheit übertragbar.14 Mandatserfahrung 
hingegen steigert die Chance, dass die Zwischenfrage angenommen wird. Dieser Effekt 
ist in allen Modellen höchstsignifikant und stärker als der negative Effekt des Alters 
der redenden Person auf die Chance, dass die Zwischenfrage zugelassen wird. Die H1a 
kann demnach nur in Teilen angenommen werden, denn anders als die Parlamentser-
fahrung hat das Alter keinen positiven Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit, dass die 
Zwischenfrage zugelassen wird. Dies könnte mit im Alter geringer werdenden politi-
schen Ambitionen und der damit verbundenen Notwendigkeit einer Darstellung als 
versierte:r Diskutant:in erklärt werden. Qualitative Untersuchungen zum statistisch 
signifikanten Alterseffekt wären jedoch sicherlich durchaus interessant. 
Weder der Alters- noch der Erfahrungsvorteil der Redner:innen gegenüber den jewei-
ligen Fragestreller:innen ist signifikant. Somit bestätigen sich die in H1b formulierten 
Erwartungen nicht. Eine mögliche Interpretation dieser Befunde wäre, dass Redende 
diese Merkmale ihres Gegenübers, auch wenn sie diese kennen, nicht mit der eigenen 
Person in ein Verhältnis setzen, das für die Entscheidungsfindung von ausschlagge-
bender, systematischer Bedeutung wäre.  
Dies ist bei einer speziellen Merkmalskonstellation hingegen anders, denn wie bereits 
aus der Betrachtung der deskriptiven Verteilung hervorging, liegt wie auch in vielen 
anderen Teilen des parlamentarischen Alltagsgeschäftes eine systematische Ungleich-
behandlung von weiblichen Abgeordneten vor, wenn sie im Plenum eine Zwischen-
frage stellen oder als Redner:innen mit einem entsprechenden Ersuch konfrontiert 
werden. Wie bereits die deskriptiven Verteilungen nahelegten, ist die Wahrscheinlich-
keit, dass die Zwischenfrage zugelassen wird, bei weiblichen Rednerinnen signifikant 
niedriger als in Situationen, wo männliche Redner einem männlichen Fragesteller ge-
genüberstehen. Sowohl der Effekt für die Konstellation, in der sich Rednerin und Fra-
gesteller sowie jener in der sich zwei weibliche Abgeordnete gegenüberstehen, sind in 
 
13 Da Odds Ratios als multiplikative Einheitseffekte nicht ausgesprochen eingängig zu interpretieren 
sind, werde ich fortan lediglich über die Wirkungsrichtungen der ermittelten Effekte sprechen bezie-
hungsweise die besonders zentralen Befunde anschaulicher illustrieren. Alle genauen Effektstärken las-
sen sich jedoch weiterhin aus den Tabellen 1 und 2 zu entnehmen. 
14 Signifikante Effekte sind solche, die auf die Grundgesamtheit der im Beobachtungszeitraum liegenden 
Versuche eine Zwischenfrage zu stellen, übertragen werden können. Ist im Fortlauf dieser Analyse von 
signifikanten Ergebnissen die Rede, liegt ein Wert von mindestens p <0.05, bei sehr signifikanten Er-
gebnissen ein Wert von p <0.01 und bei höchst signifikanten Ergebnissen ein Wert von p <0.001 vor. 
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allen Modellen höchst- respektive hochsignifikant, wenn man die Konstellation, in der 
sich zwei männliche Abgeordnete gegenüberstehen als Referenzszenario annimmt. 
Weibliche Rednerinnen lassen zu einer um etwa 21 beziehungsweise 17 Prozentpunkte 
geringeren Wahrscheinlichkeit eine Zwischenfrage gegenüber der Situation zu, in der 
sich zwei männliche Kollegen gegenüberstehen. Eine mögliche Deutung dessen könnte 
die systematische Diskriminierung von Frauen im parlamentarischen Alltag sein, die 
in der Betrachtung anderer Debattenelemente bereits hinlänglich bekannt sind 
(Erikson & Josefsson, 2021; Och, 2020) und Rednerinnen dazu bewegen könnte, aus 
Selbstschutz insbesondere Fragen von männlichen Kollegen eher abzulehnen. Sowohl 
männliche als auch weibliche Redner:innen lassen in der Tendenz zudem eher Zwi-
schenfragen von weiblichen als von männlichen Abgeordneten zu. Anders als die zuvor 
beschriebenen Effekte ist dieser Unterschied jedoch nicht signifikant. Diese Tenden-
zen passen zur in H1c formulierten Annahme, jedoch sind lediglich die zuvor beschrie-
benen Effekte signifikant. 
Versuche, eine Zwischenfrage zu stellen, welche in Kernzeitdebatten unternommen 
werden, sind signifikant erfolgreicher als jene während der Abhandlung weniger pro-
minenter Tagesordnungspunkte (Abbildung 11). Diese Erkenntnis stützt die in H2 for-
mulierte Annahme, dass Redner:innen es besonders bei TOPs mit großer öffentlicher 
und medialer Aufmerksamkeit vermeiden wollen, als jemand wahrgenommen zu wer-
den, der oder die sich der Debatte verwehrt. 
Die Wahrscheinlichkeit, dass Zwischenfragen von einem Mitglied einer Oppositions-
fraktion beantwortet werden, beträgt knapp 50% in M4. In allen anderen Fragestellen-
den- und Redendenkonstellationen hingegen beträgt die Wahrscheinlichkeit etwa 77% 
(Abbildung 10). Dieser Unterschied ist nicht unwesentlich, da der erste dieser beiden 
Fälle mehr als doppelt so häufig vorkommt wie letzterer und verbleibt im finalen Mo-
dell weiterhin signifikant. Eine plausible Begründung für diesen Befund könnte ein 
Vermeiden der Kritik der Regierungslinie sein. Dies ist ein Risiko, welches Redner:in-
nen von anderen Fraktionen nicht haben, wenn man Regierungsbeteiligungen ihrer 
Partei auf der Landesebene einmal außen vor lässt. 
4.2.2 Fraktionsangehörigkeit & inhaltliche Positionen 
Kontrolliert man neben den betrachteten Effekten auch auf die Fraktionen, denen Red-
ner:innen und Fragesteller:innen angehören, so werden erste Unterschiede deutlich 
sichtbar, jedoch sind diese mit zwei Ausnahmen allesamt insignifikant. Einzig Situati-
onen, in denen Fragesteller:innen aus der AfD-Fraktion sowie der Fraktion „Die Linke“ 
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versuchen, Redner:innen eine Zwischenfrage zu stellen sind höchstsignifikant (AfD) 
beziehungsweise signifikant (Die Linke) weniger wahrscheinlich erfolgreich, als wenn 
CDU/CSU-Kolleg:innen eine stellen möchten. Dieser Befund stützt H3a, wonach es 
grundsätzlich fraktionsabhängige Unterschiede in der Bereitschaft, Zwischenfragen 
zuzulassen, gibt. Die Stärke und Signifikanz des Effekts für Fragestellende der AfD-
Fraktion kann als Reaktion auf die bereits umfangreich dargestellte bipolare Ausrich-
tung der parlamentarischen Arbeit der Fraktion gelesen werden. Ein ähnlicher, wenn 
auch schwächerer Effekt könnte auch bei der Fraktion „Die Linke“ vorliegen. Gleich-
zeitig behandelt M2 die Fraktionen lediglich als unterschiedliche Akteure, die jedoch 
in keiner Form fraktionsspezifische Verhältnisse zu anderen Fraktionen aufweisen.15  
Anders als die Fraktionsdummies lässt die Berücksichtigung des Effekts der inhaltli-
chen Differenzen zwischen der Redner:innen- und Fragesteller:innenfraktion hochin-
teressante Rückschlüsse auf die Bereitschaft, während der eigenen Rede Zwischenfra-
gen zuzulassen, zu. So sinkt die Wahrscheinlichkeit, dass Redner:innen eine Zwischen-
frage zulassen mit zunehmender inhaltlicher Differenz höchstsignifikant. Findet sich 
zwischen den beiden Abgeordneten keine inhaltliche Differenz, so beträgt die Wahr-
scheinlichkeit, dass die Zwischenfrage zugelassen wird, etwa 80%.16 Hat die inhaltliche 
Differenz zwischen den beiden Abgeordneten den Durchschnittswert von 26,5 erreicht, 
so ist die Wahrscheinlichkeit, dass die Zwischenfrage angenommen wird, bereits um 
knapp 20 Prozentpunkte gesunken. Bei der maximal möglichen inhaltlichen Differenz 
zwischen der Fraktion „Die Linke“ und der AfD-Fraktion von 59,3 liegt die Wahr-
scheinlichkeit, dass die Zwischenfrage zugelassen wird, bei lediglich etwa 33% (Abbil-
dung 5). Was diesen Effekt neben seiner Stärke besonders interessant macht, ist die 
Tatsache, dass er bei Redenden aller Fraktionen vorliegt und dabei vergleichsweise 
stark ist. Dieser Befund stärkt die H3bI und falsifiziert H3bII.  
 
15 Die Berücksichtigung der Fraktionsdummies steigert die Varianzaufklärung des Gesamtmodells we-
nig überraschend nicht unwesentlich um etwa 0.045. 
16 Diese Information mag trivial erscheinen, jedoch ist dieses Ergebnis ausgesprochen interessant, da 
gleich mehrere Fraktionen sehr geringe inhaltliche Differenzen zueinander aufweisen. So beträgt die 
Differenz zwischen MdBs der Fraktionen von Grünen und SPD lediglich knapp 0,3 und zwischen 
CDU/CSU und FDP etwa 2,2. Allein diese beiden Konstellationen machen 191 der 1188 in M4 berück-
sichtigten Fälle aus. 
 22 
 
Abbildung 5: Wahrscheinlichkeit, dass die Zwischenfrage zugelassen wird in Abhängigkeit von der inhaltlichen 
Differenz zwischen Redner:in und Fragesteller:in basierend auf M4. 
Setzt man diese Differenz in Interaktion mit der Fraktionszugehörigkeit der Redner:in-
nen, so wir deutlich, dass der Differenzeffekt nochmals stärker bei Mitgliedern der 
Fraktion von Bündnis90/Die Grünen wirkt, wenn man das Zulassungsverhalten der 
CDU/CSU als Referenz annimmt. Dieser Befund legt nahe, dass Mitglieder dieser 
Fraktion eine systematisch konsequentere Ablehnung der Fragen praktizieren, welche 
aus politisch weiter entfernteren Fraktionen gestellt werden. Diese Beobachtung stützt 
die H3c bei der Berücksichtigung der CDU/CSU- sowie der Fraktion von Bünd-
nis90/Die Grünen. Für die anderen Parteien liegen keinerlei signifikante Effekte vor, 
welche diese Annahme stützen. 
Durch den Ausschluss der Fälle, an denen Mitglieder der AfD-Fraktion als Fragestel-
ler:in oder Redner:in beteiligt sind, fallen 460 Beobachtungen aus dem Beobachtungs-
rahmen. Hier zahlt sich die umfangreiche Datenarbeit im Vorlauf der Analyse aus, da 
trotz des Verlusts derartig vieler Fälle weiterhin 728 Beobachtungen als Grundlage der 
Analyse dienen können. Interessanterweise wird durch den Ausschluss dieser Fälle, an 
denen AfD-Abgeordnete mitwirken, der Effekt der Differenz wieder höchstsignifikant. 
Das bedeutet, dass der gemessene Effekt nicht von der Beteiligung der AfD-Fraktion 
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an der parlamentarischen Debatte abhängig ist und somit auch unabhängig von ihr 
noch signifikanter wirkt. 
Gleichzeitig verlieren die Geschlechterkonstellationen etwas an Signifikanz, bleiben je-
doch weiterhin verallgemeinerbar. Fragen während Kernzeitdebatten werden nicht 
mehr signifikant wahrscheinlicher beantwortet. Selbiges gilt für den Effekt der Befra-
gung der Regierungsfraktionen durch die Opposition. Zudem wirkt der Differenzeffekt 
nicht mehr signifikant stärker auf Redner:innen der Grünen im Vergleich mit der 
CDU/CSU.17  
Wichtig in der Betrachtung dieser Ergebnisse ist, neben der Berücksichtigung der un-
ter 3.2 genannten Verallgemeinerungen, die Tatsache, dass alle Fälle, die als Grund-
lage der Analyse dienen, solche sind, in denen sich Abgeordnete dazu entschieden ha-
ben, mit der Bitte, eine Zwischenfrage stellen zu dürfen, überhaupt heranzutreten. Ins-
besondere mit Blick auf Diskriminierungserfahrungen, jedoch auch selbstverständlich 
bei der Interpretation inhaltlicher sowie strategischer Abwägung der beteiligten Ak-
teure ist dies stets zu beachten. Gleichzeitig ist dieser Ansatz weitaus aufschlussreicher 
als die reine Betrachtung zugelassener Zwischenfragen, was methodisch einfacher sein 
mag. Reaktionen auf vorangegangene Fragesituationen sowie zuvor getätigte Versu-
che, während der gleichen Rede eine Zwischenfrage zu stellen, bleiben außerdem in 
dieser Betrachtung unberücksichtigt. Selbiges gilt für die bereits genannten interper-
sonellen Verhältnisse zwischen den entsprechenden Abgeordneten (vgl. Fußnote 3). 
Mit solchen Überlegungen sind beispielsweise Lohn- und Bestrafungssysteme über 
mehrere Sitzungen hinweg denkbar (Burkhardt, 2004, S. 565f). Auch die Rolle der Re-
denden blieben an dieser Stelle unberücksichtigt.18 Zudem wurde hier an keiner Stelle 
eine über das Thema der Debatte hinausreichende qualitative Analyse des Frageinhalts 
durchgeführt. Diese möglichen, nicht berücksichtigten Effekte bieten Ansatzpunkte 
für sicherlich ausgesprochen spannende weiterführende Untersuchungen zu diesem 






17 Diese Veränderungen sind für sich genommen bereits hochinteressant, jedoch ist an dieser Stelle le-
diglich die Tatsache zentral, dass der Differenzeffekt nicht lediglich durch die Beteiligung der AfD-Frak-
tion an der Plenardebatte zustande kommt. 
18 Für die Berücksichtigung dieser Faktoren war die Fallzahl leider zu niedrig. Fraktions- sowie Aus-
schusspositionen wurden jedoch miterhoben und sind im Datensatz enthalten. 
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5. Fazit und Ausblick 
Die Ergebnisse der vorliegenden Analyse sprechen für einen ausgesprochen starken 
Zusammenhang zwischen der inhaltlichen Differenz zwischen Redner:in und Frage-
steller:in. Obwohl die AfD in vielerlei Hinsicht eine besondere Rolle im parlamentari-
schen Alltag einnimmt, hat ihre Teilnahme am parlamentarischen Betrieb auf diesen 
Effekt keinen Einfluss. Ganz im Gegenteil: Der Effekt bleibt vom Ausschluss der Fälle, 
an denen Abgeordnete der AfD-Fraktion beteiligt waren, unberührt. Das lässt darauf 
schließen, dass Abgeordnete des 19. Deutschen Bundestages grundsätzlich Kolleg:in-
nen, welche ihnen inhaltlich näherstehen, mit einer signifikant höheren Wahrschein-
lichkeit als ihnen politisch fernere Kolleg:innen eine Zwischenfrage stellen lassen und 
ihnen somit mehr Raum in der Debatte einräumen. Doch nicht nur inhaltliche Fakto-
ren beeinflussen die redenden Abgeordneten. Auch die personenspezifischen Merk-
male haben einen Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit, dass die Zwischenfrage zuge-
lassen wird. So lassen männliche Redner mit einer signifikant höheren Wahrschein-
lichkeit Zwischenfragen zu als ihre weiblichen Kolleginnen, was als Reaktion auf vo-
rangegangene Diskriminierungserfahrungen gedeutet werden könnte. Des Weiteren 
steigern Kernzeitdebatten signifikant die Wahrscheinlichkeit, dass Zwischenfragen zu-
gelassen werden. Selbiges gilt für ein junges Alter der Redner:innen und ein hohes Maß 
an Bundestagserfahrung. Zudem sind Versuche, bei denen Abgeordnete aus Oppositi-
onsfraktionen versuchen, Redner:innen aus Regierungsfraktionen eine Zwischenfrage 
zu stellen, signifikant seltener von Erfolg gekrönt als die übrigen Versuche. 
Diese Ergebnisse sind für sich genommen bereits hochinteressant, können jedoch 
durchaus als Startschuss für eine vertiefende Auseinandersetzung mit Zwischenfragen 
als diskursives Element in Plenardebatten verstanden werden. So habe ich beispiels-
weise an keiner Stelle den Inhalt gestellter Fragen in den Blick genommen. Die frakti-
onsspezifische Salienz von Debattenthemen als einflussnehmenden Faktor auf die Ab-
wägung von Chancen und Risiken einer Zwischenfrage für Redner:innen, wäre sicher-
lich ein interessantes Forschungsfeld für künftige Untersuchungen. Qualitative Unter-
suchungen könnten zudem präziser versuchen, die Abwägung der Redner:innen über 
das für und wider einer Zwischenfrage nachzuzeichnen und Faktoren zu ermitteln, die 
das Zulassen von Zwischenfragen begünstigen. Gerade mit Blick auf den Befund aus 
dem reduzierten M5, dass der Differenzeffekt auch unabhängig von der AfD vorliegt, 
wären auch Langzeitbetrachtungen für die Beobachtung eines möglichen Wandels des 
Instruments der Zwischenfrage sicherlich ausgesprochen lohnenswert. 
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Umwelt & Nachhaltig-
keit 
3.115*** 3.191*** 3.260*** 3.236*** 2.882* 
 
 
(3.68) (3.58) (3.56) (3.51) (2.31) 
Verkehr & Infrastruk-
tur 
2.414* 2.405* 2.589* 2.652* 1.806 
 (2.42) (2.30) (2.45) (2.50) (1.21) 
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Verteidigung 1.057 1.001 0.881 0.871 0.800 
 (0.12) (0.00) (-0.26) (-0.28) (-0.39) 
Wirtschaft 4.258*** 3.713*** 3.446*** 3.405*** 3.831*** 
 
 
(5.18) (4.53) (4.21) (4.16) (3.56) 
Andere Aussprache 5.159 7.006* 8.581* 8.242* 1.994 
 (1.90) (2.20) (2.38) (2.32) (0.47) 
Redner:in SPD  0.722 0.850 1.122 0.634 
Ref: CDU/CSU 
 
 (-1.57) (-0.73) (0.23) (-0.81) 
Redner:in AfD  0.211 0.297 0.237  
 
 
 (-1.78) (-1.37) (-1.29)  
Redner:in FDP  0.571 0.350 0.188 0.318 
 
 
 (-0.64) (-1.19) (-1.72) (-1.11) 





(-0.43) (-0.25) (-0.68) 
Redner:in Grüne  0.440 0.380 2.304 0.241 
 
 
 (-0.94) (-1.09) (0.70) (-1.05) 
Fragesteller:in SPD  0.678 0.779 0.553 2.472 
Ref: Fragesteller:in CDU/CSU 
 
 (-0.87) (-0.55) (-1.18) (1.21) 
Fragesteller:in AfD  0.210*** 0.473 0.456  
 
 
 (-4.30) (-1.93) (-1.92)  
Fragesteller:in FDP  0.830 0.945 0.848 0.954 
 
 
 (-0.50) (-0.15) (-0.42) (-0.09) 
Fragesteller:in Linke  0.433* 1.752 1.183 2.211 
 
 
 (-2.20) (1.24) (0.32) (1.15) 
Fragesteller:in Grüne  0.588 0.857 0.708 1.490 
 
 
 (-1.39) (-0.39) (-0.80) (0.66) 
Differenz   0.955*** 0.963** 0.955*** 
 
 
  (-6.04) (-3.00) (-3.44) 
Redner:in SPD#Diffe-
renz 
   0.987 1.033 
Ref: Redner CDU/CSU 
 
   (-0.69) (1.09) 
Redner:in AfD#Diffe-
renz 
   1.004  
 
 
   (0.20)  
Redner:in FDP#Diffe-
renz 
   1.027 1.022 
 
 
   (1.32) (0.99) 
Redner:in Linke#Diffe-
renz 
   0.992 1.035 
 
 
   (-0.29) (0.69) 
Redner:in Grüne # Dif-
ferenz 
   0.933* 1.088 
 
 
   (-2.23) (1.54) 
N 1188 1188 1188 1188 728 
Exponentiated coefficients; t statistics in parentheses 
* p < 0.05, ** p < 0.01, *** p < 0.001 






Abbildung 6: Anzahl der Versuche, im 19. Deutschen Bundestag zwischen in den Sitzungen 20-212 eine Zwischen-
frage zu stellen, aufgeschlüsselt nach Fraktion des/der Redner:in (y) und Fraktion des/der Fragesteller:in (x). 
 
Abbildung 7: Prozentuale Verteilung der Fraktionsangehörigkeit der Redner:innen, welche im 19. Bundestag in 
den Sitzungen 20-212 mit der Bitte um das Stellen einer Zwischenfrage konfrontiert werden, aufgeschlüsselt nach 
den Jahren in denen die entsprechende Sitzung stattgefunden hat (N(Mrz.-Dez. 2018)=542; N(2019)=351; 
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Abbildung 8: Prozentuale Verteilung der zugelassenen und abgelehnten Zwischenfragen, welche im 19. Bundes-
tag in den Sitzungen 20-212, aufgeschlüsselt nach den Fraktionen, welchen die Redner:innen angehören 
(N(CDU/CSU)=176; N(SPD)=134; N(FDP)=31; N(Linke)=38; N(Grüne)=45). 
 
Abbildung 9: Verteilung der Versuche, im 19. Deutschen Bundestag zwischen in den Sitzungen 20-212 eine Zwi-
schenfrage zu stellen, aufgeschlüsselt nach Fraktion der fragestellenden Person (x) sowie der Entscheidung des 
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Abbildung 10: Redner:innen von Oppositions- und Regierungsfraktionen 
 
Abbildung 10: Wahrscheinlichkeit, dass die Zwischenfrage zugelassen bei der Unterscheidung 
zwischen Situationen, bei denen Mitglieder einer Oppositionsfraktion ein Mitglied einer der 
Regierungsfraktionen zu befragen und allen anderen möglichen Konstellationen. 
Abbildung 11: Kernzeit  
 
Abbildung 11: Wahrscheinlichkeit, dass Zwischenfragen während und außerhalb von Kern-
zeitdebatten angenommen werden. 
 
